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Vorwort

Kuratorium und Vorstand der Stiftung Psychi-
atrische Hilfsgemeinschaft Rheinland haben
im Jahr 2018, unter Vermittlung von Herrn
Prof. Dr. Heiner Fangerau von der Heinrich
Heine Universität Düsseldorf, Frau PD Dr. Silke
Fehlemann beauftragt, die Geschichte der Stif-
tung bzw. des vorangegangenen Rechtsträgers,
des Vereins Psychiatrische Hilfsgemeinschaft
Rheinland, zu recherchieren und aufzuschrei-
ben.

Das vorliegende Ergebnis beeindruckt ange-
sichts der Spiegelung der historischen Ereig-
nisse seit Ende des 19. Jahrhunderts und bis in
die heutige Zeit im Umgehen der Gesellschaft
mit Menschen, die chronisch an psychischen
Störungen und Krankheiten leiden und außer-
halb von Bewahranstalten im heimatlichen
Umfeld leben. Den Zeiten dringlich benötigter
persönlicher Eingliederungshilfen in die Hei-
matgemeinden, dargebracht und finanziert
von Hilfsvereinen der örtlichen Bürgerschaft,
folgen Zeiten mit Kriegen und großer öffentli-
cher und privater Not, in denen die Kraft zur
Hilfe für Andere nachlässt und in denen die Be-
wahranstalten sich erneut über die Maßen fül-

len. Es folgte die Zeit, in der die systematische
Vernichtung von „Überflüssigen und Entarte-
ten“ zum Staatsziel wurde, eine Zeit, vor der
uns graut und die wir nicht vergessen.

Die soziale und materielle Lage der Men-
schen mit anhaltenden psychischen Störungen
hat sich nach der Psychiatrie-Enquete des Deut-
schen Bundestages aus dem Jahr 1975 und den
davon angestoßenen weit gehenden Moderni-
sierungen deutlich verbessert. Im Rheinland
steht diesen Menschen neben einer weiterent-
wickelten Medizin ein breites Angebot an Hil-
fen zur Verfügung, die es vielen von ihnen
ermöglicht, zu Hause zu leben und Kranken-
hausaufenthalte weitgehend zu vermeiden.
Diese Angebote werden überwiegend von bür-
gerschaftlich gebildeten freien Trägern er-
bracht, die ihre Wurzeln in genau diesen
Hilfsvereinen haben, die Mitglieder der Psychi-
atrischen Hilfsgemeinschaft Rheinland waren.

Ehemals Dachverband örtlicher Hilfsvereine
im Rheinland, stellen sich die Aufgaben heute
neu.

Der Verein ist zu einer Stiftung des öffentli-
chen Rechts umgewandelt worden, ausgestat-
tet mit Erlösen aus Spenden und aus einem
Hausverkauf. Die Erlöse aus diesem Stiftungs-
kapital erlauben der Stiftung, Impulse für die
strukturelle Verbesserung der Lebenssituation
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Von links nach rechts: Klaus Jansen, Köln; Elisabeth Hof-
mann, Kempen, Vorsitzende des Stiftungs-Kuratoriums;
Dr. Stephan Rinckens, Mönchengladbach, Joachim Heinlein,
Köln. Fußgängerzone in Mönchengladbach, 5. Juni 2021
Fotografie: Eusebius Wirdeier, DGPh
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der Menschen mit anhaltenden psychischen
Störungen zu fördern.
Denn immer noch herrschen Vorurteile gegen-
über diesen Menschen, sie werden stigmati-
siert. Und immer noch steht die Gleichbe-
handlung psychisch und somatisch kranker
Menschen aus. Die notwendigen Hilfen für
Menschen mit anhaltenden psychischen Ein-
schränkungen sind immer noch nicht Versiche-
rungsleistungen, sondern müssen anteilig mit
eigenem Geld finanziert werden und, wenn das
verbraucht ist, von der Eingliederungshilfe.

Uns ist es angesichts dieser Situation ein
großes Anliegen, im Sinne einer zeitgemäßen
Aktivierung und Teilhabeförderung die Selbst-
organisation der Menschen mit anhaltenden
psychischen Störungen und die ihrer Angehö-
rigen zu unterstützen. Dazu gehören Formen
der Selbsthilfe, der gegenseitigen Unterstüt-
zung und der Förderung ihrer Anliegen und In-
teressen als Empfänger von Hilfen durch die
örtlichen Maßnahmenträger.

Wir laden ein zur Mitarbeit!

Wir laden ein zu Spenden und zu Zustiftungen!

Köln, im Oktober 2021

Kuratorium und Vorstand der Stiftung
Psychiatrische Hilfsgemeinschaft Rheinland
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1.
Mit der „Gunst der Behörden“:
Vorbedingungen und Motive für
die Gründung des „Hülfsvereins für
Geisteskranke in der Rheinprovinz“

Zwischen 1870 und 1914 erforderten Indus-
trialisierung, Bevölkerungswachstum und Ur-
banisierung zahlreiche gesellschaftliche An-
passungsleistungen. Die Stadt Düsseldorf etwa
wuchs von ca. 69.300 Einwohnern im Jahr 1871
auf 359.000 im Jahr 1910. Das Deutsche Reich
befand sich sowohl in einer ökonomischen als
auch in einer wissenschaftlichen und sozialpo-
litischen Ausbauphase. Auf verschiedenen po-
litischen Ebenen wurden neue Wege eingeschla-
gen, um die Versorgung der Armen und Kran-
ken zu regeln. Zu nennen sind vor allem die
staatlich organisierten Kranken-, Renten- und
Unfallversicherungen. Zudem verstärkte der
rapide anwachsende politische Einfluss der
Arbeiterbewegung und die zunehmende Revo-
lutionsfurcht der herrschenden Eliten die Be-
reitschaft des Staates, die soziale und gesund-
heitliche Sicherung seiner Einwohner als ei-
gene Aufgabe zu begreifen.1 Die Gründung des
„Hülfsvereins für Geisteskranke” in der Rhein-
provinz im ausgehenden 19. Jahrhundert be-
gleitete diese Ausdifferenzierung, Professi-
onalisierung und Spezialisierung des Sozialen.

Die ersten „Irrenhilfsvereine” hatten sich
schon im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts
gebildet, eine umfassende Gründungswelle
aber setzte erst mit der Entstehung des Deut-
schen Kaiserreiches ein.2 Vor diesem Hinter-
grund gründete sich der Verein für die gesamte
Rheinprovinz im Jahr 1900 erst spät, er ba-
sierte allerdings in großen Teilen auf dem Düs-
seldorfer „Irrenhilfsverein” von 1884, der sich
einige Jahre nach der Gründung der Grafen-
berger Heil- und Pflegeanstalt im Jahr 1876
unter dem Vorsitz von Carl Pelman gebildet
hatte.3 Der „Hülfsverein” für die gesamte Rhein-
provinz entwickelte sich in den nächsten vier-
zehn Jahren überaus rege und galt schnell als
einer der erfolgreichsten und aktivsten überre-
gionalen Hilfsvereine.4

Das Rheinland war den Auswirkungen der
Industrialisierung besonders ausgesetzt. Dabei
standen zügig wachsende Städte wie Düssel-
dorf, Köln, Duisburg und Aachen neben länd-
lichen Gebieten am Niederrhein und Univer-
sitäts- und Verwaltungsstädten wie etwa Bonn.
Die durch die Industrialisierung verursachte
große Arbeitsmigration stellte auch an die Ver-
sorgung der Armenkranken veränderte An-
sprüche. Niemand konnte nunmehr davon aus-
gehen, dass chronisch Kranke und Arme in
ihren Herkunftsfamilien und an ihrem Ge-
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Geheimrat Carl Pelman, 1838–1916, erster Direktor der
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg bei Düssel-
dorf und Gründer des „Irrenhilfsvereins” von 1884.
Fotografie: Johannes Schafgans, Bonn
Quelle: LVR-Klinikum Düsseldorf



ständig leben oder im Familienkreis verpflegt
werden konnten. Die Entlassung von Patienten
brachte aber ganz konkrete Probleme mit sich.
Die Entlassenen mussten sich Arbeit suchen,
sie verfügten oftmals nicht über eine „zivile“
Garderobe, sondern besaßen nur Anstaltsklei-
dung.11

Ging es den Klinikdirektoren in erster Linie
konkret um die Frage, was mit entlassenen Pa-
tienten geschehen sollte und um die Möglich-
keit ihre überfüllten Anstalten etwas zu ent-
lasten, verfolgten die Verantwortlichen im
Oberpräsidium der Rheinprovinz noch andere
Ziele.12 Die Einbindung von Kräften der priva-
ten Wohltätigkeit und die ehrenamtliche Mit-
arbeit von Angehörigen im Rheinischen Hilfs-
verein konnten die Provinzialverbände ökono-
misch erheblich entlasten.

Ein weiteres Motiv zur Gründung von „Irren-
hilfsvereinen“ findet sich in der sogenannten
Irrenreformbewegung. Diese kann nicht völlig
isoliert von den eingangs erläuterten wirt-
schaftlichen Beweggründen betrachtet wer-
den, aber die Ideen der „Irrenreform“ gingen
doch noch weit über einen rein praktisch-öko-
nomischen Nutzen hinaus. Repräsentant die-
ser Reformer innerhalb des Rheinischen Hilfs-
vereins war der Leiter der Privatanstalt Sayn,
Dr. Caspar Max Brosius, der auch wiederholt in
der entsprechenden Zeitschrift „Der Irrenfreund”
veröffentlichte.13 Er und andere Leiter der Pri-
vatanstalten waren zudem maßgeblich daran
interessiert, das „Irrenwesen“ seines stigmati-
sierenden Charakters zu entkleiden, um ihren
Anstalten eine zahlungskräftige Klientel zuzu-
führen.

Brosius hatte seit den 1880er Jahren versucht,
einen Hilfsverein für die Rheinprovinz zu grün-
den. Seinen beharrlichen Anstrengungen war es

zu verdanken, dass am 24. November 1900
schließlich die Gründung eines „Psychiatrischen
Hülfsvereins” für die gesamte Rheinprovinz in
die Wege geleitet wurde.14 Dieser Gründungs-
akt fand auf der Sitzung des Psychiatrischen
Vereins der Rheinprovinz statt. Unterstützt
wurde Caspar Max Brosius auf dieser Ver-
sammlung von Carl Pelman, ehemaliger An-
staltsdirektor in Grafenberg und engagierter
Leiter des schon 1884 gegründeten Düssel-
dorfer Hilfsvereins.15 Die psychiatrischen Ver-
eine wie der Psychiatrische Verein der Rhein-
provinz stellten im Gegensatz zu den Hilfsver-
einen Fachgesellschafen dar, in denen nur
Ärzte Mitglieder sein durften. In diesen Fach-
organisationen wurden allerdings alle Themen
der psychiatrischen Versorgung diskutiert,
unter anderem auch Fragen der Entlassung
und der Betreuung ehemaliger Patienten. Zwi-
schen diesen Fachgesellschaften und den
Hilfsvereinen, in denen auch Nichtärzte Mit-
glieder werden konnten und sollten, gab es in-
sofern zahlreiche inhaltliche und personelle
Übereinstimmungen.

Als konkrete Arbeitsziele des neuen Hilfs-
vereins wurden von den beteiligten Zeitgenos-
sen genannt:
1. die Fürsorge für die Entlassenen aus den

Anstalten
2. die Vermittlung zwischen Familie und An-

stalt und die Bereitstellung von Hilfen für
Familienangehörige des Kranken

3. Aufklärung der Bevölkerung über das
„Irrenwesen“ und die „Irrenpflege“

4. Die Gewinnung von „tüchtigem Pflege-
personal“. Vertrauensleute des Vereins
könnten „geeignete und zuverlässige Ele-
mente“ auf diese Arbeit hinweisen.16
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burtsort versorgt wurden. Die Reichsregierung
trug diesen veränderten Verhältnissen Rech-
nung und schuf 1870/71 eine einheitliche Re-
gelung zur Finanzierung von Armenunterstüt-
zungen,5 mit welcher der Mobilitat großer Teile
der Bevolkerung eher entsprochen und die In-
dustrialisierung durch flexiblere Arbeitskräfte
beschleunigt werden konnte.6 Nun konnten Er-
werbs- und Mittellose auch dort versorgt wer-
den, wo sie wohnten. Problematisch blieb die
Finanzierung der sogenannten „Landarmen”,
jener Mittellosen, für die keine spezielle Ge-
meinde zuständig war. In Preußen waren die
Provinzialverbände für die Versorgung der
„Landarmen” zuständig und im Jahr 1891
wurde auch die optionale Zuständigkeit für das
allgemeine „Irrenwesen” obligatorisch. Nun
mussten die Provinzialverbände für Bewah-
rung, Kur und Pflege aller „hülfsbedürftigen
Geisteskranken” sorgen.7

Insofern hatte sich die psychiatrische Ver-
sorgung in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts nicht nur aus medizinischen, sondern
auch aus sozialpolitischen Gründen ausgewei-
tet.

Die Versorgung der „Geisteskranken“ fand
vor allem innerhalb der Anstaltspsychiatrie
statt. Nach den Einigungskriegen und den
Gründerjahren des deutschen Kaiserreichs
hatte ein umfangreicher Ausbau psychiatri-
scher Anstalten stattgefunden, zum Teil mit Re-
parationszahlungen aus Frankreich. So wurden
Großinstitutionen finanziert, welche die alten
„Irrenhäuser“ ersetzten und teilweise bis heute
Bestand haben.8 In der dicht besiedelten Rhein-
provinz wurden besonders viele Anstalten ge-
schaffen wie etwa Andernach und Merzig 1876,
Düren 1878, Bonn 1882 Langenfeld-Galkhausen
1900, Viersen-Süchteln 1906 und schließlich

Bedburg-Hau im Jahr 1912. In Düsseldorf selbst
wurde 1876 die Provinzial-Heilanstalt Grafen-
berg gegründet. Der Begriff der Heilanstalt re-
präsentierte den theoretischen Anspruch dieser
„modernen“ Anstalten. Sie zielten nicht nur auf
Verwahrung, sondern auch auf Heilung, die In-
sassen sollten auch wieder entlassen werden. In
der Praxis blieb die reale Funktion der Kliniken
jedoch häufig auf Verwahraufgaben begrenzt.9

Nicht zuletzt deshalb stand das Anstaltswesen
im Kaiserreich erheblich in der öffentlichen Kri-
tik. Es gab so gut wie keine Therapien, es gab
kaum Medikamente. So wird diese Phase auch
als „therapeutischer Nihilismus“ bezeichnet. Die
Heilungsquote war äußerst niedrig und wurde
mit dem zunehmenden Ausbau der Anstalten
noch geringer. Sie lag im Kaiserreich zwischen
vier und acht Prozent mit fallender Tendenz.
Durch die zunehmende Zahl an anstaltspflege-
bedürftigen Personen waren die Häuser zudem
völlig überfüllt.10

Viele wissenschaftlich tätige Ärzte legten in-
sofern den Schwerpunkt auf die Klassifikation
und Dokumentation der Symptome in ordnen-
de Diagnosestrukturen. Sie hofften damit, ein
besseres Verständnis der psychiatrischen und
neurologischen Erkrankungen zu erreichen. Um
eine große Bandbreite von Krankheitsbildern
zu erfassen, waren sie an einem kontinuierli-
chen Austausch der Patienten innerhalb einer
Anstalt interessiert. Nur so konnten sie die not-
wendige Vielzahl an Krankheitsbildern doku-
mentieren. Vor diesem Hintergrund wird deut-
lich, warum die Psychiater an der Erleichterung
von Entlassungen sehr interessiert waren. Ent-
lassen wurden aus den Anstalten keinesfalls
nur geheilte Patienten, sondern auch diejeni-
gen, deren Krankheit chronisch wurde, die aber
möglicherweise in bescheidenem Umfang selb-
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Die letzten beiden Ziele waren offensichtlich
miteinander verbunden. Die Gewinnung von
gut ausgebildetem Pflegepersonal hing auch
von einem entsprechenden Ansehen der Psy-
chiatrie in der Öffentlichkeit ab. Insofern stellte
diese Frage in mehrfacher Hinsicht einen neu-
ralgischen Punkt für die Anstaltsleiter und wis-
senschaftlichen Psychiater dar. Die abgelegene
Lage vieler Kliniken, die Abschottung und die
geringe Zahl der Entlassungen unterstützten
ein angstbesetztes Bild von Anstalten, Psy-
chiatern sowie von „Geisteskranken“ in der Öf-
fentlichkeit.
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2.
Organisations- und Mitgliederstruktur
des Rheinischen Hilfsvereins

Schließlich gliederte sich der ältere, von Carl
Pelman geschaffene Hilfsverein für den Regie-
rungsbezirk Düsseldorf einige Wochen nach
der Gründung, nämlich am 2. Februar 1901, in
den neuen Rheinischen Hilfsverein ein; der
Düsseldorfer war und blieb hier zunächst der
Teilverein mit dem größten Vereinsvermögen
und Spendenaufkommen. Die Organisations-
struktur des Düsseldorfer Vereins wurde ferner
in die Rheinische Organisation übernommen.
So blieb der neue größere Provinzial-Verein eng
an die Grafenberger Anstalt gebunden. Sowohl
der Vereinssitz als auch die Hauptkasse blie-
ben dort. Den Vorsitz hatte satzungsgemäß der
jeweilige Düsseldorfer Anstaltsleiter inne. Das
war im Jahr 1900 Josef Peretti. Auch die übri-
gen Vorstandsposten sollten durch Ärzte aus
Grafenberg besetzt werden. Insofern hatten
sich die Ärzte und vor allem die Anstaltsdirek-
toren der Düsseldorfer Klinik den entscheiden-
den Einfluss gesichert.17 Nebenkassen bestan-

den an den Provinzialheilanstalten der ande-
ren Regierungsbezirke. In dieser Hinsicht wur-
de aber offenbar auch Kritik laut, wie der
Vereinsbericht angibt. So wurde der Organisa-
tion vorgeworfen, dass sie die Entlassenen der
Provinzialanstalten vorziehe, wogegen sich die
Verantwortlichen verwahrten.

Insgesamt wurde der Verein jedoch nicht nur
durch das Personal der Provinzialanstalt Gra-
fenberg gesteuert, sondern auch durch die För-
derung des Oberpräsidenten der Rheinprovinz,
Berthold Nasse, der die neue Organisation
durch eine einmalige Zahlung von 3000 Mark
und eine jährliche Zuwendung von 300 Mark
unterstützte.18

1000 Mark gab das Gründungsmitglied Cas-
par Max Brosius, der die Privatanstalten ver-
trat.19 Die Förderung durch den Oberpräsiden-
ten war auch im Hinblick auf Gewinnung von
Mitgliedern unter den Landräten und Bürger-
meistern wichtig. Gezielt wurden im ersten
Jahr etwa 20.000 Personen zu einem Beitritt
zu dem Verein aufgefordert. In Bezug auf die
Organisationsstrukturen zielte die Vereinsspitze
also von Anfang an auf eine Verzahnung der
privaten Wohltätigkeit mit kommunalen und
staatlichen Strukturen.

Der Organisationsausschuss wurde von den
Mitgliedern gewählt, allerdings auf Vorschlag

15

Historisches Klinikmodell der Rheinischen Provinzial-Heil-
und Pflegeanstalt Grafenberg bei Düsseldorf, im Bauzu-
stand von 1880. Aus bemaltem Papier, Bast, Gips und
Farbe im Maßstab M 1 : 50 angefertigt von Patienten und
medizinischem Personal der Grafenberger Klinik für die
Ausstellung GESOLEI in Düsseldorf 1926.

Seit 2017 wird es in der Dauerausstellung zur Klinikge-
schichte im LVR-Klinikum Düsseldorf – Kliniken der Hein-
rich-Heine-Universität Düsseldorf präsentiert.
Fotografie: Eusebius Wirdeier, DGPh



musste sich in zeitgenössischer Perspektive
gegen die drei großen „Lieferanten“ der An-
stalten richten: Syphilis, Alkohol und „degene-
rative Erbkrankheiten“.24 So sollte sich vor
allem die Zusammenarbeit mit der „Trinkerfür-
sorge“ zu einem wichtigen Arbeitsgebiet des
psychiatrischen Hilfsvereins entwickeln. Zwi-
schen zwanzig und fünfunddreißig Prozent der
männlichen Patienten der Anstalten waren
nach Angaben des Grafenberger Direktors Pe-
rettis „Trinker“. Innerhalb der Rheinprovinz war
die Grafenberger Anstalt besonders betroffen.
Hier war der Anteil der „Alkoholisten“ ver-
gleichsweise sehr hoch, was Perettis Ansicht
nach auf die urbane Struktur des Regierungs-
bezirkes zurückzuführen wäre. Insofern be-
stände ein großes Interesse des Hilfsvereins,
sich an der „Trinkerfürsorge” und am Kampf
gegen Alkoholmissbrauch zu beteiligen.25

Den Kommunen ging es im Kaiserreich wirt-
schaftlich ausgesprochen gut, sie verfügten
nach 1895 über finanzielle Reserven, die in
eine Verbesserung ihrer Daseinsvorsorge ge-
steckt wurden. Nachdem sie die infrastruktu-
rellen und hygienischen Probleme, wie etwa
Kanalisation, Mullbeseitigung und Lebensmit-
telkontrolle zunehmend in den Griff bekommen
hatten, gerieten die sozialen Problemlagen in
den Fokus der Stadtverwaltungen. Die Städte
unterstützten ein System der zugehenden Ge-
sundheitsfürsorge, das durch eine Mischung
aus gezielter Hilfe und Bevormundung ge-
kennzeichnet war.26 Offenbar konnte der Hilfs-
verein seinen Einfluss dahingehend nutzen,
dass auch die sogenannte „Trinkerfürsorge”
frühzeitig in den Ausbau der kommunalen Für-
sorge mit eingeschlossen wurde.27 Dr. Neuhaus
berichtete dem Rheinischen Hilfsverein über
die im Jahre 1908 in Düsseldorf eingerichtete

„Trinkerfürsorgestelle”. Diese Stelle gäbe seiner
Ansicht nach ein gutes Beispiel für andere
Städte. Im Jahre 1909 trat der Rheinische
Hilfsverein schließlich dem „Rheinischen Ver-
band gegen den Mißbrauch geistiger Ge-
tränke” bei.28

Zudem wurden nach und nach mit Unter-
stützung des Vereins weitere offene Fürsorge-
stellen in den größeren Städten des Regierungs-
bezirks eingerichtet. So wurde 1910 die erste
Fürsorgestelle für „Geisteskranke“ in der Stadt
Essen eingerichtet und dem städtischen Wohl-
fahrtsamt angegliedert. Diese Einrichtung hat-
te Modellcharakter.29

Der zunehmende Ausbau der Beratungsstel-
len wurde vom Rheinischen Hilfsverein sehr be-
grüßt. Ähnlich wie die Vertrauensleute des
Vereins fungierten die Fürsorgerinnen der Be-
ratungsstellen vor Ort und überprüften, welche
Familien unterstützungsbedürftig waren und
wie eine Familie mit den Hilfsgeldern umging.
Damit konnten sie auch Einfluss auf deren Le-
benshaltung nehmen.

Die Leiterin der Fürsorgestelle in Düsseldorf,
Frau Laurentius, berichtete auf der Jahresver-
sammlung des Vereins über ihre Tätigkeit.
Dabei wurde nicht nur der Charakter der Arbeit
vor Ort deutlich, sondern auch die Haltung
mancher Fürsorgerinnen:

„Lange halten die armen Menschen ja nir-
gends aus. Wenn sie sich von den Arbeitska-
meraden hänseln lassen müssen, dann ist es
mit der Zufriedenheit vorbei. Was habe ich in
dieser Beziehung nicht mit dem alten Invaliden
B. erlebt , der 11mal in Grafenberg war, mich
liebevoll seine Pflegemutter nennt und mich
aus lauter Dankbarkeit, die er immer im Munde
trägt anlügt, dass sich die Balken biegen. Ein-
mal habe ich ihn beim Gewitter im Walde bei
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der Anstaltsdirektoren. So befanden sich nicht
nur der Landeshauptmann Dr. Klein im Aus-
schuss, sondern auch die Regierungs- und Medi-
zinalräte der Provinz. Der Verein verfügte in
seinem Gründungsjahr über 2700 Mitglieder (mit
denen des Düsseldorfer Vereins, der sich ja einige
Wochen nach der Gründung in Gänze anschloss),
deren Zahl sich schon im ersten Jahr auf 3345 er-
höhte. Außerhalb des Regierungsbezirkes Düs-
seldorf waren Mitglieder zunächst in nennens-
werter Zahl konzentriert in Düren, Bergisch Glad-
bach, Bonn und Köln, Merzig und Neunkirchen.
In den kleineren Gemeinden wurde die Arbeit des
Vereins vor allem über die örtlichen Pfarrer ge-
lenkt, welche offensichtlich geeignete weitere
Mitglieder im Ort suchen und für den Verein ge-
winnen sollten. Die Mitgliederlisten wurden den
Vereinsberichten angehängt und verzeichneten
bis zum Ersten Weltkriegs jedes einzelne Mitglied.
Dabei wurde hinter dem Namen jeweils die
Summe wiedergegeben, die derjenige gespendet
hatte, falls sie über den notwendigen Vereins-
beitrag hinausging. Damit wurde auch das Gel-
tungsbedürfnis der Honoratioren und bürger-
lichen Wohltäter befriedigt und diese kompeti-
tive Auflistung war der Spendenbereitschaft ver-
mutlich nicht gerade abträglich.

Die praktische Arbeit des Vereins wurde durch so-
genannte Vertrauensleute durchgeführt. Diese
Personen wählte der Ausschuss aus der Gruppe
der Mitglieder. Sie stellten ehrenamtlich Tätige
dar, die vor Ort die Mitgliedsbeiträge einsam-
meln, einen Überblick über die entlassenen Pa-
tienten in ihrer Gemeinde behalten sollten sowie
bei Bedarf Hilfsgüter und niedrige Geldleistun-
gen verteilen konnten. Zudem sollten sie bestrebt
sein, den Anstalten „tüchtiges“ Pflegepersonal
zuzuführen.21

Diese ersten vierzehn Jahre vor dem Krieg stell-
ten die „Blütezeit“ des Vereins dar. Anhand der
Jahresberichte wird deutlich, welchen Auf-
schwung die Organisation bis 1914 nahm und
wie sie ihre Einnahmen und Mitgliederzahl ver-
mehren konnte. Während der Verein 1900 im
ersten Jahr mit 2700 Mitgliedern und 15 135
Mark Vereinskapital startete, verfügte die Or-
ganisation im Jahr 1913 über 23 279 Mitglie-
der und 104 307 Mark Barvermögen. Das Ver-
einskapital hatte sich also mehr als vervier-
facht, und die Mitgliederzahl hatte sich bis
zum ersten Weltkrieg mehr als verachtfacht.
Nach und nach entwickelte sich der Regie-
rungsbezirk Koblenz zum mitgliederstärksten
und Düsseldorf zum zahlungskräftigsten Re-
gierungsbezirk innerhalb des Vereins. Das An-
wachsen des Vereins beruhte auch auf der
Furcht der Zeitgenossen vor einem erheblichen
Anwachsen der Geisteskrankheiten. Im „Zeit-
alter der Nervösität“, so das damalige Schlag-
wort, bestand die drängende Frage, wie sehr
die Zahl der „Geisteskranken” und „Nervösen”
zunehmen würde und wie man diese versorgen
sollte.22 So berichtete im Jahresbericht 1907
der Grafenberger Oberarzt Dr. Schröder genau
über dieses Thema und kam zu dem Schluss,
dass mit großer Wahrscheinlichkeit eine er-
hebliche Zunahme der „Geisteskranken” zu er-
warten sei. Man müsse sich überlegen, wie
diesen gestiegenen Anforderungen zu begeg-
nen sei, die Anstalten jedenfalls kämen seiner
Ansicht nach an die Grenzen ihrer Kapazität.23

Vor diesem Hintergrund zeichnete sich zum
Beginn des 20. Jahrhunderts auch vermehrt
die Frage ab, ob nicht die Prävention psychi-
atrischer Erkrankungen wichtiger sei als deren
– wenig erfolgreiche – Behandlung. Die Prä-
vention von Geisteskrankheiten allerdings
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Anmerkungen zum 2. Kapitel

17 Vgl. §7 der Vereinssatzung in: Jahresbericht Rheini-
scher Hilfsverein 1900/1901, S. 66.

18 Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein 1900/1901: Be-
richt aus der ersten Hauptversammlung vom 8. November
1901, S. 6.

19 Zum Vergleich: Ein Facharbeiter verdiente damals je
nach Branche zwischen 800 und 1200 Mark im Jahr.

20 Vgl. das Mitgliederverzeichnis, in: Jahresbericht Rhei-
nischer Hilfsverein 1900/1901, S. 16–64.

21 Vgl. §9 der Vereinssatzung in: Jahresbericht Rheini-
scher Hilfsverein 1900/1901, S. 67.

22 Vgl. dazu auch Joachim Radkau, Das Zeitalter der
Nervösität. Deutschland zwischen Bismarck und Hitler,
München 1998.

23 Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein 1907, S. 26.

24 Brink, Grenzen der Anstalt, S. 127f.

25 so führte es Josef Peretti auf der 4. Hauptversamm-
lung 1910 aus, in: Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein
1910, S. 13–19.

26 Dazu: Beate Witzler, Großstadt und Hygiene: Kom-
munale Gesundheitspolitik in der Epoche der Urbanisie-
rung, Stuttgart 1995 und Jörg Vögele, Sozialgeschichte
städtischer Gesundheitsverhältnisse während der Urbani-
sierung, Berlin 2001.

27 Vgl. weiterführend dazu: Elke Hauschildt, „Auf den
richtigen Weg zwingen…“ Trinkerfürsorge 1922 bis 1945,
Freiburg/Brsg. 1995.

28 Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein 1909 und Jah-
resbericht Rheinischer Hilfsverein 1910, S. 19–24.

29 Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein 1911, S. 7.
Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein 1913, S. 13.

Rath erwischt, da war er aus der Pflegestelle
ausgerückt und ich hatte ihn seit Wochen su-
chen lassen – Im Walde wollt er sich gerade
aufhängen.

Manche unserer aus der Anstalt Entlassenen
sind nur auf bares Geld erpicht. Von einer Ar-
beitsvermittlung wollen sie nichts wissen. Be-
sonders ärgerlich sind manche, dass ihnen
statt Bargeld Unterbringung in Kost und Logis
gewährt wird. Ich bemerke dabei, dass geistige
Getränke von der Bezahlung ausgeschlossen
sind. […] Ich muss sagen, die Arbeit für meine
Geisteskranken ist mir, vielleicht weil sie die
schwierigste ist, die liebste geworden. Denn
man kann den Leuten helfen, wirklich helfen.
[…] Zwar kann man bei diesem besonders ge-
arteten Zweige der Fürsorge nicht dann nur
geben, wenn es sich um brave, unverschuldet
in Not geratene Familien handelt, man wird
bisweilen die Grenze weiter stecken müssen,
aber Faulheit und schlechten Lebenswandel
wollen wir doch nicht unterstützen.“30

Im Jahr 1913 stand der Rheinische Hilfsverein
außerordentlich gut da, wie die Jahresberichte
und die Protokolle der Hauptversammlungen
deutlich machen. Vereinsvermögen und Mit-
gliederzahlen wuchsen stetig. Er hatte damit
begonnen, ein modernes System der Familien-
pflege ins Leben zu rufen. Zudem unterstützte
der Verein die Einrichtung von Fürsorgestellen
in der gesamten Rheinprovinz.
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3.
Erster Weltkrieg und Nachkriegsjahre

Der Erste Weltkrieg führte zunächst nur zu einer
geringen Unterbrechung dieser Bestrebungen. An-
ders als in der Forschung bislang beschrieben, kam
die Vereinsarbeit in diesen Jahren keinesfalls zum
Erliegen.31 Zwar zogen zu Kriegsbeginn viele Ver-
trauensmänner an die Front, häufig übernahmen
aber deren Ehefrauen die Tätigkeit.32

Obwohl die Mitgliedsbeiträge leicht zurückgin-
gen, konnte die Arbeit aufrechterhalten werden.
Das Vereinsvermögen wurde sogar noch vermehrt,
das ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die
Zahlungen an Kranke von knapp 22.000 Mark im
Jahr 1913 auf rund 16.000 Mark im Jahr 1917 zu-
rückgingen. Dieser Rückgang der Unterstützungs-
leistungen wurde von der Vereinsleitung mit zwei
Entwicklungen erklärt. Zum einen habe die ver-
mehrte Erwerbstätigkeit von Frauen zu einer bes-
seren Versorgung der Familien geführt, zum
anderen hätten die staatlichen Unterstützungs-
leistungen für „Kriegerfamilien“ für eine Verringe-
rung der Ansprüche gesorgt.33

So war das Vereinsvermögen am 1. April 1918
mit 173 764,88 Mark so hoch wie niemals zuvor.
Ein Teil des Festbestandes innerhalb des Vermö-
gens wurde in Kriegsanleihen angelegt.

Im Jahresbericht für 1918 wurde davor gewarnt,
dass nach dem Krieg eine Zunahme von Geistes-
kranken zu erwarten sei, deshalb dürfe die Spen-
denbereitschaft nicht nachlassen. Bis in das
Geschäftsjahr 1919 war eine kontinuierliche Stei-
gerung des Vereinsvermögens zu verzeichnen und
in demselben Jahr stiegen die Hilfsleistungen an
Kranke und deren Familien auch wieder deutlich
an, ein Ausdruck der angespannten wirtschaftli-
chen Lage. Erst diese Nachkriegsjahre und die In-
flation brachten den Verein an seine Belastungs-
grenze. Die (Hyper-)inflation ließ das Vereinsver-
mögen ganz zusammenschrumpfen. Nicht nur die
militärische Besetzung, sondern auch die wirt-
schaftliche Lage ließen die Spendentätigkeit fast
vollständig versiegen, eine Planung von finanziel-
len Hilfsleistungen war unter diesen Umständen
kaum noch möglich. Nach 1921 fiel es der Orga-
nisation im besetzten Rheinland schwer, wieder an
die frühere Wirksamkeit anzuknüpfen.

Anmerkungen zum 3. Kapitel

31 So etwa dargestellt bei Jürgen Thebrath, Entwicklung
Psychiatrie, S. 26.

32 Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein 1914, S. 3.

33 Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein 1917, ohne Sei-
tenangabe.
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Militärischer Patient von der Westfront nach der Aufnahme in
die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Düren, Fotografie vom
5. November 1914. (Aus: Goldmann, Knauer, Wirdeier (Hrsg.),
Moderne. Weltkrieg. Irrenhaus. 1900–1930. Essen 2014, S. 57).
Quelle: ALVR, Slg. Graf Patientenfotos PHP Düren



4.
Erst nach dem Ende der Rheinlandbesetzung
1924 mit den Jahren der „relativen Stabilisie-
rung“ kam es nach und nach wieder zu einer
Neuorientierung der Vereinsarbeit. Dies war vor
allem auch einem der wichtigsten kulturpoliti-
schen Ereignisse der Weimarer Republik zuzu-
schreiben, der großen Gesundheitsausstellung
GESOLEI (Große Ausstellung für Gesundheits-
pflege, soziale Fürsorge und Leibesertüchti-
gung). Mit knapp acht Millionen Besuchern und
einer Vielzahl von neu errichteten Gebäuden, die
stadtbildprägend für Düsseldorf wurden, sollte
sie entscheidende konzeptionelle Weichen für
die Zukunft des Weimarer Staates stellen.34 Hier
wurde das zeitgenössische Bild der Geisteskran-
kenfürsorge auch visuell deutlich. Der Jahresbe-
richt des Vereins hielt hierzu 1926 nicht ohne
Stolz fest:

„Noch niemals vorher war in derartigem Aus-
maß und in so anschaulicher Weise das ganze
Gebiet der Fürsorge für Geisteskranke der gro-
ßen Öffentlichkeit zugänglich gewesen. An vier
Stellen der Übersichtsschau des Verbandes preu-
ßischer Provinzen (Halle 22), in der Hauptabtei-
lung „So“ der sozialen Fürsorge (Halle 30), in der
Darstellung der freien Wohlfahrtspflege (Halle

28), in der Hauptabteilung „Ge“ bei der Gruppe
Krankenversorgung und Krankenbehandlung
(Halle 103) war in großen und kleinen Modellen,
Photographien, Diapositiven, Zeichnungen, gra-
phischen Darstellungen usw. alles ausgestellt,
was irgendwie für unsere Sache von Belang war:
Modelle ganzer Anstalten (Das Modell der An-
stalt in Grafenberg ist erhalten und im Histo-
rienraum der Klinik zu besichtigen) und einzelner
Häuser, Erinnerungen an alte längst vergangene
Zeiten und das Allerneueste. Bilder von Kranken
vor und nach der Anstaltsbehandlung, Bilder der
Beschäftigung einzelner Kranken und in Grup-
pen, ihrer Unterhaltung, Zerstreuung und Erho-
lung, der ärztlichen Behandlungsmethoden,
Muster ihrer nützlichen und ihrer künstlerischen
Liebhaber-Arbeiten, auch solcher bei denen der
krankhafte Einfluß unverkennbar war.“35

Allerdings wurde schon im Begleitband zur
Ausstellung an mehreren Stellen betont, welch
große Lasten der Allgemeinheit durch die Ver-
sorgung der „Geisteskranken“ zufallen, deren
Zahl nach damaliger Schätzung immerhin 0,4
Prozent der Gesellschaft betrage und von de-
nen die Hälfte auf Dauer anstaltspflegebedürf-
tig sei.36
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Relikt einer alten Zeit oder Pionier einer
neuen Struktur? Der “Rheinische Hilfsverein”
und die Gesundheits- und Sozialfürsorge
der Weimarer Republik

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Düren,
Sommerfest am 22. Juni 2927, Bildautor*in unbekannt
Fotografien: ALVR, Bild 31/02



auf denen sich der Rheinische Hilfsverein in den
nächsten Jahren stärker zu profilieren suchte. So
entwarf die Leitung zahlreiche Flugblätter, auf
denen für mehr Akzeptanz für „Geisteskrankhei-
ten” geworben wurde.40

Aber auch andere deutsche Hilfsvereine such-
ten neue Aufgaben und fanden sie nicht nur in
einer aktiven Öffentlichkeitsarbeit für psychische
Gesundheit, sondern auch in einer aktiven Un-
terstützung der professionellen offenen Fürsor-
ge, vor allem des sogenannten „System Kolb“.41

Dieses Modell einer spezifisch psychiatrischen
Fürsorge hatte der Erlanger Psychiater Gustav
Kolb entwickelt. Es sollte Aufnahmen und Ent-
lassungen in den psychiatrischen Kliniken fle-
xibler gestalten, die Möglichkeit einer ambu-
lanten Versorgung von Kranken erleichtern und
die Unterbringung der Kranken in Pflegefamilien
möglichst in ländlicher Umgebung unterstüt-
zen.42 Kurz vor dem Krieg hatte der Rheinische
Hilfsverein unter der Leitung von Johannes Her-
ting damit begonnen, eine Familienpflege in
Langenfeld einzuführen, nun wurden diese Ver-
suche ausgebaut, nur unterbrochen durch die
Besetzung des Rheinlandes, da die Klinik in Lan-
genfeld-Galkhausen währenddessen als engli-
sches Generalhospital verwendet wurde.

Der gleiche Autor, der noch 1927 die Hilfs-
vereine mehr oder weniger als veraltet kritisiert
hatte, konnte schließlich schon 1930 feststellen:
„Wenn […] mitunter behauptet wurde, im neuen
Wohlfahrtsstaate sei für die freie Wohlfahrts-
pflege weder Raum noch Bedürfnis vorhanden,
so sind die Kreise, die einer solchen Auffassung
eine Zeitlang gehuldigt haben, durch die Ent-
wicklung eines Besseren belehrt worden. […] Die
neue Entwicklung ist demnach weit entfernt, die
Tätigkeit der Hilfsvereine auszuschalten, sie ist
vielmehr, wenn sie sich für den einzelnen Kran-

ken und für die Gesellschaft voll auswirken soll,
auf ihre aktive Mitwirkung unmittelbar ange-
wiesen.“43 Die Hilfsvereine konnten das ver-
hältnismäßig offene Klima in den Jahren der
relativen Stabilisierung der Republik nutzen
und hatten nach langen Krisenjahren eine viel-
versprechende Erneuerung begonnen. Für den
Rheinischen Hilfsverein hatte sich hier vor
allem die unermüdliche Öffentlichkeitsarbeit
von Johannes Herting positiv ausgewirkt, der
das Bild des Vereins in der Weimarer Republik
prägte.

Insofern ist die Arbeit des rheinischen Ver-
eins in vielerlei Hinsicht typisch für die allge-
meine historische Entwicklung: die Jahre 1925
bis 1928/9 stehen bis heute für die „goldenen
Zwanziger“, in denen avantgardistische Strö-
mungen auf eine relativ stabile politische und
wirtschaftliche Phase trafen und zahlreiche Re-
formbestrebungen auf unterschiedlichen poli-
tischen und gesellschaftlichen Feldern be-
günstigt wurden. Das galt auch für die Ge-
sundheits- und Sozialfürsorge. Vor allem die
GESOLEI kann diese Aufbruchsstimmung auf
dem sozial- und gesundheitspolitischem Feld
repräsentieren. Nun waren auch neue thera-
peutische Konzepte in der Psychiatrie erfolg-
reich, wie etwa die „Aktivere Krankenbehand-
lung” nach Hermann Simon.44 Die Vereinsge-
schichte kann insofern das innovative Poten-
tial der Weimarer Republik durchaus sichtbar
machen, zeigt aber auch die Grenzen dieser
Entwicklung auf. Die Reformstrategien, die der
Verein verfolgte, ließen sich nicht langfristig
und nachhaltig implementieren, dafür war die
Erholungsphase zu kurz. Zu früh setzte die
Wirtschaftskrise dieser Entwicklung ein Ende.

Es führte also kein gerader Weg vom Ersten
Weltkrieg in den Nationalsozialismus. Die
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Zudem konnte das große Engagement des
Rheinischen Hilfsvereins bei der Darstellung
der Geisteskrankenfürsorge auf der GESOLEI
nicht verdecken, dass der Verein in weiten Tei-
len ein inzwischen altmodisch anmutendes
System bürgerlicher Wohltätigkeit vertrat, in
dem Honoratioren (Vertrauensleute) sich eh-
renamtlich um entlassene Geisteskranke küm-
mern sollten. Nicht nur im Regierungsbezirk
Düsseldorf, sondern auch in anderen Gebieten
des Reiches hatten sich nach dem Krieg zügig
professionelle Systeme der offenen Gesund-
heitsfürsorge etabliert, wie etwa die Familien-
fürsorge in Regierungsbezirk Düsseldorf oder
innerhalb der Kommunalen Vereinigung für Ge-
sundheitsfürsorge im rheinisch-westfälischen
Industriegebiet unter der Federführung des
Gelsenkirchener Stadtarztes Wendenburg, wel-
che eine vernetzte und zugehende Gesund-
heitspflege mit ausgebildeten Sozialfürsorge-
rinnen auf kommunaler Basis förderten.37 Eine
Organisation wie der Rheinische Hilfsverein,
die fast ausschließlich auf ehrenamtliche Kräf-
te basierte, war in mancherlei Hinsicht nicht
mehr zeitgemäß. Ein 1927 erschienenes Kom-
pendium über „Offene Geisteskrankenfürsorge”
zielte insofern etwas herablassend darauf, die
Hilfsvereine als mehr oder weniger rückständige
und langfristig erfolglose Organisationen zu be-
schreiben, ein Urteil, welches wohl auch vor dem
Hintergrund zu sehen ist, dass das schnell an-
wachsende ausgebildete Gesundheitspersonal
in den städtischen Fürsorgestellen und -verwal-
tungen nun auch Pfründe gegenüber den „Eh-
renamtlichen“ zu verteidigen hatte: „Dagegen
haben die Irrenhilfsvereine, die in erster Linie für
die Zwecke der Entlassenenfürsorge […] ins
Leben gerufen wurden, durch Unterstützung und
Aufklärung manches Gute für die Geisteskran-

ken außerhalb der Anstalten geleistet. Wenn die
Tätigkeit dieser Vereine nicht zu der Entwicklung
einer Fürsorge im heutigen Sinne geführt hat, so
lag dies ohne Zweifel daran, dass ihnen bei der
Kleinarbeit die fachärztliche Anleitung an Ort
und Stelle durch die Anstaltsärzte und die Mit-
wirkung hauptamtlichen Fürsorgepersonals ge-
fehlt hat.“ Diese Vereine hätten jedoch eine
„geschichtliche Mission“ erfüllt.38

Diese zeitgenössische Kritik war auch nicht
ganz von der Hand zu weisen. Durch die zuneh-
mende Verrechtlichung der Armenfürsorge sowie
den Ausbau der Sozialversicherungen wurden
die Kontrollaufgaben den ehrenamtlichen Ver-
trauensleuten im Verein zunehmend entzogen
und in die Hände angestellter „Fürsorgerinnen”
gelegt. Dem überregionalen Honoratioren-Ver-
band fehlten hier zunächst die konkrete Aufgabe
und die fachliche Anleitung der Laien. Vor dem
Hintergrund dieser Entwicklungen war der Rhei-
nische Hilfsverein sowohl modern als auch rück-
ständig. Modern, weil er ein System einer offe-
nen und zugehenden Fürsorge unterstützte,
rückständig, weil er an einem vor allem auf pri-
vate Spenden und freiwilliger Laienarbeit und
Kontrolle beruhenden System festhielt.

Vor dem Hintergrund dieser Kritik repräsen-
tierten nicht nur die große Präsenz auf der GE-
SOLEI, sondern auch die Mitbegründung eines
Verbandes deutscher Hilfsvereine Strategien der
Erneuerung des Rheinischen Hilfsvereins nach
dem Ersten Weltkrieg. Darüber hinaus trat er
dem fortschrittlichen „Deutschen Verband für
psychische Hygiene” bei, der sich seit 1925 an
der Schnittstelle zwischen institutioneller Ver-
sorgung und zugehender Fürsorge etablierte.39

Diese Anbindung an die Bewegung für psy-
chische Hygiene setzte ebenfalls auf die Ar-
beitsfelder Prävention und Öffentlichkeitsarbeit,
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sen. Die organisierte Ärzteschaft im Ersten Weltkrieg und
in der Weimarer Republik 1914–1933, in: Robert Jütte
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Jahre zwischen 1924 und 1929 boten Raum für
alternative Ansätze, was die für die Weimarer
Republik geschilderte Arbeit des Rheinischen
Hilfsvereins auch ganz konkret zeigt.45 Jedoch
verengten sich mit der Weltwirtschaftskrise der
frühen 1930er Jahre die sozialpolitischen Ver-
teilungsspielräume zügig wieder. Diese Ent-
wicklung zog für die Psychiatrie zwei folgen-
schwere Konsequenzen nach sich. Erstens ver-
stärkte sie die Gleichsetzung von Kranken mit
Kostenfaktoren. Zweitens sahen sich die Ärzte
und ihre Interessenvertreter zunehmend mit
persönlichen Abstiegsängsten konfrontiert. In-
folge realer Einkommensverluste radikalisierte
sich die „ohnehin mehrheitlich konservative
Ärzteschaft“ in der Endphase der Weimarer Re-
publik und öffnete sich immer deutlicher ge-
genüber den Nationalsozialisten, die ihnen
eine bedeutendere Rolle im von ihnen geplan-
ten neuen Staat versprachen.46
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5.
Die Radikalisierung der Ausgrenzung
im Nationalsozialismus

Die Machtübernahme der Nationalsozialisten
im Januar 1933 schien auf dem gesundheits-
politischen Feld zunächst vielen Akteuren neue
Betätigungsfelder zu bieten, so auch in der
Psychiatrie. Führungspositionen in Heil- und
Pflegeanstalten, an Forschungsinstituten, Uni-
versitäten und in wissenschaftlichen Fachge-
sellschaften wurden neu besetzt. Insbesondere
an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft und
Politik ergaben sich für jene Psychiater, die
ausgeweitete staatliche Eingriffsmöglichkeiten
innerhalb der „Rassenhygiene” nutzen wollten,
neue Möglichkeiten der Einflussnahme. Die
Erb- und Rassenlehre, die sich nach 1933 zügig
an deutschen Universitäten etablierte, war
nicht grundsätzlich neu, ihr exkludierender An-
satz wurde aber nun radikal umgesetzt. Das
nationalsozialistische Gesellschaftskonzept be-
ruhte auf einer vollständig biologistischen Ge-
sellschaftsdeutung. Die Teile der Bevölkerung,
die den nationalsozialistischen Vorstellungen
einer arischen Rasse nicht entsprachen, sollten
aus der propagierten Volksgemeinschaft aus-
geschlossen werden. Die Idee einer höherwer-
tigen Rasse erhielt durch den Nationalsozi-

alismus eine zentrale – und für die hierdurch Aus-
gegrenzten – eine existentielle Bedeutung. Der
erste Schritt in den Rassestaat war das „Gesetz
zur Verhütung des erbkranken Nachwuchses”
vom 14. Juli 1933.47 Hier wurde die zwangs-
weise Sterilisierung u. a. bei manisch-depressi-
ven Erkrankungen, Schizophrenie und schwerer
Alkoholerkrankung sowie auch bei erblichen
Formen der Epilepsie, Blind- und Taubheit
sowie bei sogenanntem Schwachsinn rechtlich
legitimiert. Bei den Erbgesundheitsgerichten
waren zudem ärztliche Gutachter von Nöten.
In Deutschland machten die Nationalsozialis-
ten damit Sterilisationen gegen den Willen der
Betroffenen nicht nur möglich, sondern ver-
pflichteten die Ärzte und andere im Gesund-
heitswesen tätige Personen, Betroffene bei den
Gesundheitsämtern zu melden.48 Auf der Grund-
lage dieses Gesetzes wurden nach seinem In-
krafttreten am 1. Januar 1934 bis zu 400.000
Menschen zwangssterilisiert. Über 6.000 Men-
schen starben bei diesen Eingriffen, die weit
überwiegende Anzahl dieser Opfer waren auf-
grund der gefährlicheren Operation Frauen.49

Franz Sioli, der damalige Vorsitzende der
Rheinischen Hilfsvereins äußerte sich sehr po-
sitiv zum Gesetz zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses und verkündete stolz die zügige
Umsetzung des Gesetzes für die Grafenberger
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Die Rheinprovinz mit den Anstalten (Aus: Matthias Leipert,
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Im folgenden Jahr wurde die Stiftung ebenfalls
beibehalten. Der Kassenführer Latzel machte
aber deutlich, dass die Einnahme des Vereins
stark nachgelassen habe, dass die jährlichen
Einnahmen nicht ausreichten, dass die Zah-
lung auch aus dem Bestandsvermögen geleis-
tet werden müsste. Dabei betont er aber:
„Dieser Einwand solle nicht als Einspruch ge-
gen die Stiftung gelten.“58 Ebenso fand sich im
Vereinsbericht von 1935 die Formulierung, dass
man von besonderen Werbeaktionen absehe,
da dies zur Zeit „nicht tunlich erschien“. Es
muss also letztlich offenbleiben, ob einzelne
Vertreter der Vereinsführung der nationalso-
zialistischen Erb- und Rassenpolitik kritisch ge-
genüber standen, ob ihnen deutlich war, wie
sehr diese Politik den Fortbestand des Vereines
auf Dauer bedrohen würde.

Auch wenn sich Berufs- und Interessenver-
bände dies erhofft haben, die Politik der An-
passung und Unterstützung führte insgesamt
betrachtet nicht zu einer Stärkung der psychi-
atrischen Profession. Die Hoffnung vieler Psy-
chiater, im nationalsozialistischen Staat ihren
Einfluss und ihre Positionen ausbauen zu kön-
nen, hat sich in längerfristiger Perspektive kei-
neswegs erfüllt. Selbst einer der einflussreichs-
ten nationalsozialistischen Psychiater und Ras-
senhygieniker, Ernst Rüdin, musste schließlich
im Jahr 1939 konstatieren, dass in der öffent-
lichen Wahrnehmung die Psychiater als „auf
verlorenem Posten stehend […] diskreditiert
und nutzlos hingestellt“ würden.59 Die Abwer-
tung und Ausgrenzung der Patienten hatte
schließlich auch zur Abwertung der psychiatri-
schen Profession geführt.

Im Geschäftsjahr 1939/40 stellte der Rhei-
nische Hilfsverein seine Arbeit endgültig ein.
Die Vorstandsprotokollbücher verzeichnen die

vorerst letzte Vorstandssitzung im Krieg am
5. Januar 1940, hier wurde das Vereinsvermögen
für den Fall einer Vereinsauflösung, der Auf-
sicht des zuständigen Finanzamtes unter-
stellt.60 Eine offizielle Auflösung des Vereins
ist allerdings nicht nachzuweisen. Erst am 25.
März 1945, also mehr als fünf Jahre später, ist
die nächste Vorstandssitzung verzeichnet, auf
der allein die Frage verhandelt wurde, ob „es
nach Auflösung der NSDAP u. ihrer Gliederun-
gen einer Änderung der Satzungen wegen der
in der II. Hauptverhandlung im Jahr 1935 be-
schlossenen Unterstellung des Hilfsvereins
unter die NSV?“ bedürfte. Nach einer einge-
henden Besprechung beschloss der Vorstand
einstimmig:

„Da die Geschäfte des Vereins durch die sei-
nerzeitige Unterstellung unter den N.S.V. in
keiner Weise beeinträchtigt wurden u. d. Ver-
ein in keiner Weise in der Erfüllung seiner Auf-
gaben insbesondere auch nicht in Bezug auf
seine Kassenbelange beschränkt wird, er-
scheint es lediglich notwendig, gelegentlich in
geregelten Zeiten die vollzogene Satzungsän-
derung zu beseitigen. Zur Zeit besteht keine
Veranlassung etwas in dieser Hinsicht zu un-
ternehmen. Es kann keine Rede davon sein,
dass der Hilfsverein od[er] sein Vermögen je-
mals ein Teil des Vermögens oder der Tätigkeit
des N.S.V. gewesen ist.“61

Bekanntlich kam es in den Jahren zwischen
1939–1945 und vor allem bis 1941 zu geziel-
ten Tötungen von behinderten und erkrankten
Menschen. Der Begriff T4-Aktion, benannt nach
der entsprechenden Zentraldienststelle in der
Tiergartenstraße 4 in Berlin, bezeichnet diese
Tötung von mehr als 70.000 Menschen mit
geistigen und körperlichen Behinderungen

31

Anstalt.50 Im Hilfsverein wurde aber auch be-
tont, dass „der Gesetzgeber nur solche Kranke
erfaßt wissen will, deren Nachwuchs mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit an schweren körperli-
chen und geistigen Schäden leiden wird. Es
fallen also nicht unter das Gesetz diejenigen
geistigen Störungen, die aus irgendwelchen
äußeren Ursachen entstanden und nicht erb-
bedingt sind, deren Zahl aber gemeinhin stark
unterschätzt wird.“51

Generell wurde die Machtübernahme der
Nationalsozialisten im Vereinsbericht für das
Jahr 1933 euphorisch begrüßt: „Die Sonne ist
wieder aufgegangen in Deutschland. Die Jahre
fortschreitenden völkischen Niedergangs sind
vorüber, ein Aufatmen und Klingen geht durch
die deutsche Volksseele, überall regen sich
Kräfte, ein Wunderborn hat sich aufgetan, der
weithin die deutschen Gaue mit Licht und Zu-
versicht erfüllt.“52 Zugleich kritisierte Sioli, dass
die Einnahmen der Mitgliederbeträge im Ver-
gleich zum Jahr 1927 um 60 Prozent zurück-
gegangen waren.53

Schon im Mai 1934 wurde im Vorstand über-
legt, ob der Verein nicht ein Flugblatt zur „Ste-
riliserungsfrage für Geisteskranke und ihre
Angehörige“ erstellen solle. Die Vorstands-
strategie der Unterscheidung zwischen der För-
derung von „guten (erbgesunden)“ und Aus-
grenzung von „schlechten (erbkranken) Geis-
teskranken“ funktionierte allerdings ganz und
gar nicht. Eine Organisation, die sich der Hilfe
und der Öffentlichkeitsarbeit für „erbgesunde
Geisteskranke“ verschrieben hatte, konnte im
sich zunehmend radikalisierenden Rassestaat
langfristig kaum überleben. Im Jahr 1935 wur-
de der Hilfsverein durch die Mitgliedschaft in
der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV),
dem NS-Wohlfahrtsverband gleichgeschaltet,

bis dahin hatte er immer weniger Einnahmen
und Unterstützungen zu verzeichnen. 1936
schlug der Vorsitzende Franz Sioli vor, „daß der
Hilfsverein etwas besonderes tut, um unter Be-
weis zu stellen, dass die Entwicklung und ins-
besondere die Maßnahmen der Rheinischen
Provinzialverwaltung für die Erbforschung auf
dem Gebiet der Geisteskrankheiten die allge-
meine Anerkennung u. die hingebungsvolle Be-
teiligung aller der Kreise verdienen, denen das
Gesamtwohl des deutschen Volkes am Herzen
liegt und besonders der Kreise, die mit der
praktischen Fürsorge für Geisteskranke betreut
sind.“ Sioli regte in diesem Zusammenhang an,
dass der Hilfsverein „eine Stiftung zur Unter-
stützung der erbbiologischen Bestandsauf-
nahme macht und dem Herrn Landeshaupt-
mann zur Verfügung stellt.“54 Mit dieser
Spende sollte der Leiter des Provinzialinstitu-
tes für psychiatrisch-neurologische Erbfor-
schung einen Personenkraftwagen anschaffen,
um die „Erfassung der Erbkranken u[nd] ihrer
Sippen zu erleichtern.“55 Darüber hinaus soll-
ten die rheinischen Anstalten jeweils einen Be-
trag von 500 Reichsmark erhalten, mit
welchem „der praktisch die erbbiologischen Be-
standsaufnahme bearbeitende Arzt einzelnen
Kranken u[nd] ihren Sippenangehörigen zur
Unterstützung des guten Willen bei der erb-
biologischen Erfassung, nach seinem Ermessen
der Bedürftigkeit, Reisebeihilfen und kleinere
Unterstützungen zuwendet.“56 Damit wurde
auf Veran- lassung der Vereinsführung ein
Großteil des Vereinsvermögens zur Erfassung
und Selektion der psychisch Kranken verwen-
det, der Verein wurde damit in das System der
Zwangssterilisation und Ausgrenzung einge-
bunden.57
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sowie psychischen und neurologischen Erkran-
kungen in den Jahren 1939–1941. Dabei wur-
den die organisierten Tötungen von den
Nationalsozialisten euphemistisch Euthanasie-
Aktion genannt. Auch hier war die Grafenber-
ger Anstalt unter Leitung des Vereinsvorsit-
zenden Franz Sioli im Vergleich mit anderen
Anstalten keineswegs resistent oder gar wider-
ständig, wobei Sioli in Einzelfällen versuchte,
Patienten vor dem Abtransport in die Zwi-
schenstation nach Langenfeld-Galkhausen zu
bewahren, indem er ihre Bedeutung für den kli-
nischen Unterricht herausstellte.62 Die allge-
meine Euthanasie-Aktion wurde im Frühjahr
1941 offiziell beendet, unter anderem wegen
Protesten von Kirchenvertretern und der Sorge
vor Unruhen, da auch britische Flugblätter von
den Morden berichteten.63 Es gab aber nach
dem offiziellen Ende der T4-Aktion bis Kriegs-
ende weiterhin verdeckte regionale Kranken-
tötungen, die von letalen Medikamentengaben
in Pflegeheimen und psychiatrischen Einrich-
tungen bis zum gezielten Verhungern reichten.
Diesen Verbrechen fielen insgesamt bis zum
Jahr 1945 bis zu 300.000 Menschen im Deut-
schen Reich und in den besetzten Gebieten
zum Opfer.64
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vinz 14 (1935), S. 41–44, hier S. 43; vgl. auch Kerstin
Griese, Düsseldorf-Grafenberg: Psychiatrische Klinik der
Akademie und Heil- und Pflegeanstalt, in: Esch u.a. (Hg.),
Medizinische Akademie Düsseldorf, S. 228–265, hier S.
237 und 240.

51 Jahresbericht Rheinischer Hilfsverein 1934 (ohne Sei-
tenangabe).
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6.
Neuanfänge: Die Entwicklung des psychia-
trischen Hilfsvereins nach 1945 und die
Bedeutung der Psychiatriereform

Die Entwicklung des Vereins nach 1945 ist
nicht leicht zu rekonstruieren, da es keine ge-
druckten Jahresberichte mehr gibt. Für die Zeit-
spanne zwischen 1945 und 1947 gibt es so gut
wie gar keine Informationen. Es hat in dieser
Phase wohl weiterhin in ganz bescheidenem
Maße geringe Hilfsleistungen an Erkrankte
und deren Familien gegeben und der Verein
war offiziell nicht aufgelöst worden.65 Franz
Sioli, der letzte Vorsitzende des Vereins war
wegen seiner dubiosen Rolle beim Hungerster-
ben in der Grafenberger Anstalt im Mai 1947
in den Ruhestand versetzt worden und musste
damit auch den Vorsitz des Vereins abgeben.66

Danach fungierte Dr. Schubert aus Süchteln als
geschäftsführender Vorsitzender des Rumpf-
Vereins.67 Schon im Juli 1947 wurde eine neue
Satzung entworfen und auch das Amtsgericht
Düsseldorf-Gerresheim drängte nach Kriegs-
ende auf eine Neukonstituierung des Vereins.68

Doch die Angelegenheit verlief schleppend.
Die Umstellung von Reichsmark zu Deutscher
Mark während der Währungsreform war mit
einer Abwertung des geringen noch vorhande-
nen Vereinsvermögens verbunden und redu-

zierte die wenigen Mittel des Vereines noch
weiter. Erst im Jahr 1950 wurde ein weiterer
Anlauf für eine Neukonstituierung des Vereins
unternommen. Nun wurde die Satzung novel-
liert und ein erneuerter Vereinsausschuss, der
aus dem Sozialminister von Nordrhein-Westfa-
len, dem Erzbischof von Köln und dem Gene-
ralsuperintendenten der evangelischen rhei-
nischen und westfälischen Landeskirchen be-
stand, übernahm die Lenkung des Hilfsver-
eins.69

Verwaltungshistorisch bedeutungsvoll war
in diesem Zusammenhang die Auflösung der
alten Provinzialstrukturen. Die ehemalige Rhein-
provinz und die Provinzialverwaltung existier-
ten nicht mehr. Um die Vertreter des im Jahre
1953 neugegründeten Landschaftsverbandes
Rheinland, der die Aufgaben des ehemaligen
Nordteils des Provinzialverbandes übernahm,
wieder in den Verein zu integrieren, wurde
schließlich 1954 die Satzung wiederum geän-
dert. Ebenfalls im Jahr 1954 wurde erstmalig
seit dem Krieg eine Mitgliederversammlung er-
wähnt. Bis zu diesem Jahr firmierte der Verein
unter seinem alten Namen im Vereinsregister:
„Rheinischer Hilfsverein für Geisteskranke”.70

Auch im Jahr 1954 verfügte die Organisa-
tion, die sich von nun an „Hilfsverein für Geis-
teskranke im Land Nordrhein-Westfalen” nann-
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1970er Jahren. (Aus: Knauer, Schulz, Lepper (Hrsg.), 125
Jahre Rheinische Kliniken Düren 1873–2003, Köln 2003)
Fotografie: Eusebius Wirdeier, DGPh



knapp 400.000 Mark aus der Deutschen Fern-
sehlotterie (damalige Träger waren die ARD
und die kommunalen Spitzenverbände) und
100.000 Mark vom Hilfsverein, das restliche
Geld gab der Landschaftsverband Rheinland.80

Durch das Übergangsheim sollte die Versor-
gung psychisch Kranker auf eine professionelle
Basis gestellt werden und die Integration von
Patienten in die städtische Gesellschaft voran-
getrieben werden. Bevor das Heim eröffnet
werden konnte, mussten zahlreiche Hürden
überwunden und offene Fragen geklärt wer-
den. So wurde diskutiert, welches Personal ein-
gestellt werden sollte, wie viele Bewohner dort
leben könnten, wie die Nachbarschaft vorbe-
reitet werden soll und ähnliches. Der Grafen-
berger Medizinaldirektor Wilhelm Hadamik
schlug in diesem Zusammenhang vor „das
Haus zunächst nur mit weiblichen Patientin-
nen zu belegen, weil diese ‚griffiger’ seien und
mehr auf Ordnung und Sauberkeit achten wür-
den. Auch das äußere Erscheinungsbild sei im
Allgemeinen besser. So könnte man auch Res-
sentiments, die vielleicht in der Umwelt, vor
allem in der Nachbarschaft auftreten können,
von vornherein besser begegnen. Durch eine
Belegung mit Frauen könnte auch auf die zu-
nächst beantragten drei Stellen für Haus- und
Küchenhilfen verzichtet werden.“81 Genauso
wurde es auch in den Anfangsjahren gehalten.
Das Haus konnte schließlich 1972 eröffnet wer-
den und später wurden auch Männer dort auf-
genommen. Dieses Projekt beschäftigte den
Verein in den nächsten Jahren intensiv und
trug dazu bei, dass die Organisation wieder
über eine spezifische und eigenständige Auf-
gabe verfügte.

Zudem tagte am 2. Februar 1970 erstmals
eine „Reformkommission“, die eine Erneuerung

der Hilfsvereine und ihrer Zweigstellen einlei-
ten sollte und der unter anderem Gerhard
Bosch, Gerhard Scheuerle, sowie Helmut Kös-
ter und auch Caspar Kulenkampff angehörten,
die beiden letzteren waren prominente Mit-
streiter im reformpsychiatrischen Prozess.82

Hier wurde beschlossen, den Einfluss des Land-
schaftsverbandes auf den Vorstand einzu-
schränken und die Rechte der Mitglieder-
versammlung zu stärken. Im gleichen Jahr be-
nannte sich der Rheinische Hilfsverein in „So-
zialpsychiatrische Hilfsgemeinschaft” um. Das
entsprach der bundesweiten Entwicklung,
schließlich war in demselben Jahr die „Gesell-
schaft für Sozialpsychiatrie” gegründet und die
„Arbeitsgemeinschaft sozialpolitischer Arbeits-
kreise” ins Leben gerufen worden, die neue Pro-
jektgruppen für psychisch Kranke begründete.
Ebenfalls 1970 fand die erste Anhörung des
Gesundheitsausschusses des Deutschen Bun-
destags zur Lage der Psychiatrie statt. Sowohl
die darauffolgende öffentlichkeitswirksame Ar-
beit der Enquete als auch die allgemeinen so-
zialpsychiatrischen Bestrebungen für eine Bele-
bung des „Laienhilfe“-Gedankens sowie das
Ziel der gemeindenahen sozialpsychiatrischen
Versorgung wirkten unterstützend für zahlrei-
che reformpsychiatrische Neugründungen, wie
etwa die Grafenberger „Aktion Robinson“, die
in Düsseldorf schon 1969 unter der Ägide von
Angela Kulenkampff, der Gattin des Psychia-
triereformers und damaligen Klinikleiters Cas-
par Kulenkampff begründet wurde.83 Aus
dieser Initiative heraus bildete sich der Düs-
seldorfer Verein „ELAN“, welcher dann wie-
derum Mitglied in der „Psychiatrischen Hilfsge-
meinschaft”, dem offiziellen Nachfolger des
Rheinischen Hilfsvereins, wurde. Für viele neue
sozialpsychiatrische Hilfsvereine und Bürger-
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te, immer noch nicht über ein ausreichend gro-
ßes Vermögen, um die früheren Aufgaben in
nennenswertem Maße wieder aufnehmen zu
können.71 Der Rheinische Hilfsverein konnte
also bis weit in die 1950er Jahre hinein kei-
nesfalls an seine frühere Bedeutung anknüp-
fen. Die Hilfsvereine alten Stils hatten in
diesem Zeitraum wenig Aussicht auf ein eh-
renamtliches Engagement der Bevölkerung,
das öffentliche Ansehen der Psychiatrie befand
sich in den Nachkriegsjahren auf einem histo-
rischen Tiefstand. Psychiatrische Kliniken wa-
ren oftmals ein „Asyl für Euthanasie-Ärzte“72,
das galt für Düsseldorf-Grafenberg, ab 1955
unter der Leitung Friedrich Panses, wohl in be-
sonderem Maße.73 Zudem wehrten sich man-
che Stadtverwaltungen gegen Spendensam-
melaktionen und Einbeziehungen in den Ver-
ein, da einige Lokalpolitiker der Ansicht waren,
dass für Fürsorgeleistungen an entlassene
Geisteskranken ausschließlich die Landschafts-
verbände zuständig wären und auch öffentli-
che Sammlungen für diesen Zweck nicht mehr
zeitgemäß seien.74 Diese Entwicklungen führ-
ten dazu, dass auf der Ausschussversammlung
vom 8. September 1959 auf der Tagesordnung
der Punkt 2 „Auflösung oder Fortbestand des
Vereins?“ stand.75 Auf der folgenden Ver-
sammlung sprachen sich allerdings alle Aus-
schussmitglieder einmütig für einen Fortbe-
stand aus.76 Die daran anschließende Diskus-
sion über mögliche neue Wege der Vereinsar-
beit zeigte aber, wie groß die Orientierungs-
losigkeit war, denn die Vorschläge gingen doch
weit auseinander. Deutlich wurde aber auf die-
ser Sitzung erstmals, dass der Landschaftsver-
band Rheinland wünschte, dass der Verein ein
Übergangsheim für psychisch Kranke erwerbe.

Obwohl die Satzung immer noch vorgab,

dass der Vereinsvorsitzende zugleich Leiter der
Grafenberger Klinik sein müsste, übernahm im
Jahr 1960 Dr. Hermann Wegener, der Leiter der
Anstalt von Bedburg-Hau, den Vereinsvorsitz.
Anfang 1964 konnte eine neue Satzung in das
Vereinsregister eingetragen werden, nun fiel
die Bindung des Vereinsvorsitzes an die Klinik-
leitung in Grafenberg endgültig weg.77 Der
Vorstand wurde nun nicht mehr kooptiert, son-
dern gewählt. Außerdem gab die Vereinslei-
tung endgültig die Funktion der Vertrauens-
männer auf.78

Zum Ende der sechziger Jahre erreichten die
allgemeinen Reformbestrebungen auch den
Rheinischen Hilfsverein. Im Jahr 1969 kriti-
sierte der damalige Vorsitzende Dr. Helmut Ko-
ester die Lage des Vereins grundlegend in
mehrfacher Hinsicht: Er würde unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit arbeiten, sein Aus-
schuss bilde die Verwaltungsgliederung des
Landschaftsverbandes ab und der Verein würde
keineswegs die Aktivität entfalten, die er vor
dem Krieg gezeigt habe, auch der derzeitige
Name der Organisation („Hilfsverein für Kranke
der Rheinischen Landeskrankenhäuser (e. V.)”)
käme nicht mehr gut an. Koester betonte in
dieser Sitzung ebenfalls, dass er als Vorstand
nicht weiter zur Verfügung stände und auch
nur dann als Interims-Vorsitzender fungieren
würde, wenn der Verein sich zu einer Reform-
politik entschlösse, die ihn aus seinen „Dorn-
röschenschlaf“ wecke.79 Einen wichtigen Schritt
in diese Richtung, der eng mit der Reforma-
genda verflochten war, sollte der Kauf eines
Hauses bilden, in dem ein Übergangswohn-
heim für psychisch Kranke mitten in der Stadt
Düsseldorf eingerichtet werden sollte. Finan-
ziert wurden Kauf und Investitionen, die mit
800.000 Mark veranschlagt waren, durch
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Leitung gelang es der Organisation, sich als
rheinischer Dachverband wieder zu stabilisie-
ren und den Ausbau des Übergangsheims
Franz Sioli-Haus in der Sternstraße weiter voran
zu treiben.

Die unterschiedlichen kommunalen und re-
gionalen sozialpsychiatrischen Arbeitsstellen
und Gemeinschaften wurden schließlich Mit-
glieder eines bundesdeutschen Dachverbandes
psychosozialer Hilfsvereinigungen, der 1976
(wieder-) gegründet wurde, in der endgültigen
Form dann offenbar gegen den Willen der An-
staltsleiter:

„1976 wurde der ‚Dachverband psychoso-
zialer Hilfsvereinigungen e. V.’ in Bonn unab-
hängig von Anstalts-Direktiven gegründet.
Damit war der zweite Gründungsversuch ge-
glückt. Bereits im Jahr zuvor hatte Prof. Reimer,
Landeskrankenhaus Weinsberg in Baden-Würt-
temberg, versucht, die Hilfsvereine ‚in den Griff
zu bekommen’. Er hatte bundesweit zur Grün-
dung eines Dachverbandes eingeladen, die
Rechnung jedoch ohne den aufmüpfigen Geist
der Initiativen gemacht. Diese lehnten seine
Vorschläge vehement ab und wählten aus der
Mitte der Teilnehmer ein Gründungskomitee,
das dann die in Bonn verabschiedete Satzung
entwarf.“88

Dieser Verband wurde schließlich unbe-
nannt zum „Dachverband Gemeindepsychia-
trie”, in welchem die Psychiatrische Hilfsge-
meinschaft Rheinland e. V. dann Mitglied
wurde.

1975 beschloss der Vorstand der Psychiatri-
sche Hilfsgemeinschaft Rheinland e.V., dass
den Ortsvereinen zinslose Darlehen bis zu
10.000 DM gewährt werden können, wenn
„realistische Projekte“ vorgeschlagen würden.89

Nach Rüdiger Fels hatte die PHG Rheinland im

Jahr 1984 etwa 3300 Mitglieder.90 Das war
nicht annäherungsweise die Menge, die der
Verein vor 1933 (1930: 28 000 Mitglieder)
besaß.

Im Jahr 1994 zog schließlich der damalige
Vorsitzende der Psychiatrischen Hilfsgemein-
schaft Rainer Pöppe, leitender Arzt der Rheini-
schen Landesklinik Viersen Bilanz:

„Der ursprüngliche Verein ist durch die Grün-
dung von selbständigen und unabhängigen
Vereinen seit den siebziger Jahren ‚entmach-
tet’ worden.“ Seitdem habe der Verein regel-
mäßig aber noch Schulungen von „Laien-
helfern“ durchgeführt. Als weitere Aufgabe des
Vereins nannte Pöppe die „finanzielle Unter-
stützung der 17 selbständigen Ortsvereine, die
ursprünglich Außenstellen der Rhein. Psychi-
atrischen Hilfsgemeinschaft waren, bzw. sich
später dem Verein angeschlossen haben, um
die zinsfreien Darlehen zu erhalten.“91

Außerdem sei die PHG Gesellschafterin beim
„Psychiatrie-Verlag” und beim Berufstrainings-
zentrum (BTZ) Köln. Als vierte Aufgabe nannte
Pöppe „Beratung und Schulung von Trägerver-
einen, die sich in der Betreuung von psychisch
Kranken engagieren.“

Zudem sei ein Pilotprojekt zur Schulung von
Laienhelfern geplant, das vom Institut für kom-
munale Psychiatrie im Auftrag der PHG durch-
geführt wurde.

Im Verlauf der nächsten Jahre wurde es je-
doch immer schwieriger diese Schulungen
durchzuführen, da die ehrenamtliche Laienhil-
febewegung doch zahlenmäßig sehr zurück-
ging. Immer häufiger fielen Seminare wegen
mangelnder Beteiligung oder fehlender Refe-
renten aus. Nach der Jahrtausendwende verlor
der Verein zunehmend seine Kernaufgaben. Im
Jahr 2001 wurde entschieden, das Franz-Sioli
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gruppen, die sich in den 1970er Jahren grün-
deten, war es von besonders großer Bedeutung,
sich unabhängig von Anstaltsleitern und Kli-
nikdirektoren zu formieren. Hier kamen durch-
aus auch antipsychiatrische Impulse zum
Tragen.

Schwieriger war es dabei für die Sozialpsy-
chiatrische Hilfsgemeinschaft Rheinland, dass
sich einzelne Zweig-Vereine emanzipieren woll-
ten, wie etwa in Viersen/Süchteln. Hier wollten
die Mitglieder des Zweigvereins einen eigen-
ständigen Ortsverein Viersen gründen, unter
anderem auch deswegen, damit die von ihnen
gesammelten Gelder nun der Viersener Klinik
zu Gute kommen würde. So wurde 1972 aus der
Zweigstelle Süchteln eine eigenständige „Psy-
chiatrische Hilfsgemeinschaft Viersen e. V.”,
die dem rheinischen Dachverband zwar als Mit-
glied beitrat, formal aber selbständig war.84

Diesem Beispiel folgten schnell die anderen
Zweigvereine und die Sozialpsychiatrische
Hilfsgemeinschaft Rheinland entwickelte sich
zu einer Dachvereinigung, unter deren Schirm
sich nun eigenständige Ortsvereine befanden.

Im Grunde existierten in den 1970er Jahren
also zwei verschiedene Gruppen von Hilfsver-
einen: Zum einen jene alter Prägung, die von
einer Anstalt bzw. von Klinikdirektoren aus ge-
steuert wurden und zum anderen solche, die
sich aus einem Impuls der Erneuerung gebildet
hatten und verhindern wollten, dass Anstalts-
leiter zu viel Macht bekämen.

Doch auch wenn die deutschen Hilfsvereine
sich um eine Reform ihrer Strukturen und An-
sätze bemühten, in der Öffentlichkeit wurden
diese Neuansätze nicht wirklich wahrgenom-
men. Noch 1972 wurde in einem Sammelband
zur Sozialpsychiatrie in einem Kapitel über
Hilfsvereinigungen weder auf die deutschen

Hilfsvereine im Allgemeinen noch auf die Tra-
ditionsbestände des bis 1933 sehr einflussrei-
chen Rheinischen Hilfsvereins im Besonderen
eingegangen. Dagegen wurde auf amerikani-
sche und angelsächsische Traditionen der „Lai-
enarbeit“ hingewiesen und auch inhaltlich an
diese Mental-Health-Bewegung angeknüpft.
Ebenso beurteilte der Enquetebericht die Hilfs-
vereine recht lapidar als wenig erfolgreich:
„Die Vereine haben zwar eine bedeutende hu-
manisierende Wirkung entfaltet, im Gegensatz
zu der Mental-Health-Bewegung in den USA
haben sie aber die breitere Öffentlichkeit
weder für die Probleme psychisch Kranker noch
für die allgemeinen Gedanken und Zielsetzun-
gen der psychohygienischen Bewegung lang-
fristig interessieren können.“85 Nicht be-
rücksichtigt wurde allerdings in dieser kriti-
schen Beurteilung, dass die große Bedeutung
der psychischen Hygiene durch die quasi
Zwangs-Auflösung der deutschen Gesellschaft
für psychische Hygiene im NS und durch die
Emigration und Verfolgung vieler ihrer Prota-
gonisten in ihrer kontinuierlichen Arbeit lang-
fristig von außen unterbrochen war.86

Die rheinische Organisation gehörte mit
ihrem Sitz in Grafenberg zu den anstaltsbezo-
genen Vereinigungen und blieb in diesem
Sinne konservativ. 1973 wurde der Name wie-
derum geändert in „Psychiatrische Hilfsge-
meinschaft Rheinland e. V. (PHG)”. Nun wurde
wieder ein Düsseldorfer Anstaltsleiter zum Vor-
sitzenden gewählt. Nachdem in den turbulen-
ten reformintensiven Jahren zwischen 1970
und 1973 der Vereinsvorsitz bei Gerhard Scheu-
erle, dem Leiter der Anstalt in Bedburg Hau ge-
legen hatte, wurde nun Kurt Heinrich, der
Leiter der Landesklinik Düsseldorf-Grafenberg
zum Vorsitzenden des Vereins.87 Unter seiner
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Haus wieder zu verkaufen, da man für die Im-
mobilie keine Verwendung mehr hatte. Inzwi-
schen war das Haus marode und Pläne für
medizinische Reha-Einrichtungen ließen sich
aus Kostengründen dort nicht realisieren.92

Die Hauptaufgabe des Vereins bestand nun-
mehr in der Prüfung der vorgeschlagenen sozi-
alpsychiatrischen Projekte der einzelnen Orts-
vereine. Neben diesem regionalen Engagement
förderte die PHG nun auch sozialpsychiatrische
Projekte in Krakau, da die dortige Psychiatrie
mit der rheinischen partnerschaftlich verbun-
den war.

Ein Hotel, in dem gezielt Arbeitsplätze für
psychisch kranke Menschen geschaffen wurden
und eine Tagesklinik für psychisch Kranke wur-
den dort unterstützt.93

Vor diesem Hintergrund der Förderaufgaben
schien eine Überführung des Vereins in eine
Stiftung, die gezielt sozialpsychiatrische Pro-
jekte fördert, sinnvoll zu sein.94
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7.
Zusammenfassung

Der Rheinische Hilfsverein hat also eine sehr
wechselvolle Geschichte. Drei wesentliche Tra-
ditionsbestände sind hier zu nennen:
1. Das Bemühen um Versorgungsstrukturen au-

ßerhalb der Kliniken
2.Die Motivation sowie die Weiterbildung der

ehrenamtlich Tätigen
3.Das Bemühen um eine größere Akzeptanz

von Psychiatriepatienten in der breiten Öf-
fentlichkeit

Nach einem sehr erfolgreichen Beginn ganz in
der Tradition einer privat organisierten Wohl-
fahrtspflege war der Hilfsverein in der zeitge-
nössischen Perspektive durchaus in der Lage
eindrucksvolle Pionierleistungen im Hinblick
auf Professionalisierung der Fürsorge und eine
größere Akzeptanz der Psychiatrie zu erbrin-
gen. Nach anfänglichen Schwierigkeiten bot
auch die gesundheitspolitisch offene Atmo-

sphäre der Weimarer Republik dem Hilfsverein
die Möglichkeit, neue Versorgungsformen und
moderne Ansätze von Öffentlichkeitsarbeit
auszuprobieren.

Dennoch befanden sich die Kranken von An-
fang an in einem Spannungsfeld von Inklusion
und Exklusion. Die exkludierenden Ansätze
wurden zum Ende der Weimarer Republik ver-
stärkt und den Ausgrenzungs- und Vernich-
tungsmaßnahmen des nationalsozialistischen
Regimes haben sich die Vereinsvertreter kei-
nesfalls entgegen gestellt, ganz im Gegenteil,
sie waren bis 1939/40 bereit, die für die Kran-
ken gesammelten Spendengelder für die „Er-
fassung der Erbkranken“ zur Verfügung zu
stellen. Danach stellte der Verein seine Tätig-
keit vorerst ein.

Nach 1945 dauerte es noch neun Jahre bis
der Hilfsverein wieder effektiv arbeitsfähig
war. In der langfristigen Perspektive wird am
Beispiel des Rheinischen Hilfsvereins die dra-
matische langfristige Zäsur der nationalsozia-
listischen Herrschaft für die deutsche Gesell-
schaft deutlich. Trotz zahlreicher Initiativen
und Reformen gelang es dem Verein nach 1945
nicht in vollem Umfang, an seine frühere Größe
und gesellschaftliche Bedeutung anzuknüpfen.
Im Jahr 1959 stand er erstmals kurz vor seiner
Auflösung. Mit dem Auftrag, ein Übergangs-
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wohnheim für entlassene Patientinnen zu
schaffen, trug der Landschaftsverband Rhein-
land entscheidend dazu bei, dass der Hilfsver-
ein wieder eine konkrete Aufgabe in den Blick
nehmen konnte. Dieses Vorhaben, dessen Um-
setzung erst über ein Jahrzehnt später reali-
siert werden konnte, stabilisierte die Vereins-
arbeit in den nächsten drei Jahrzehnten. Hinzu
kam ein Ausbau der ehrenamtlichen „Laienar-
beit“, bei welcher der Dachverband wichtige
Koordinierungs-, Ausbildungs- und Finanzie-
rungsaufgaben übernehmen konnte. In den
Jahren zwischen 1965 und 1990 konnte sich
der Hilfsverein zu einem wichtigen Akteur der
Psychiatriereform, der „Laienhilfe“ und der An-
gehörigenarbeit entwickeln. Aber auch diese
Aufgaben blieben zeitgebunden und konnten
den Verein nicht auf die ganz lange Dauer
etablieren. Dennoch war der Verein über hun-
dert Jahre lang in der Lage, sich neuen He-
rausforderungen zu stellen und gesundheits-
politische und gesellschaftliche Entwicklungen
in der Region anzustoßen. In vielen Jahren
konnte er damit das Verhältnis zwischen Klinik
und Öffentlichkeit prägen.

Im Jahr 2011 beschloß die PHG die Errich-
tung einer Stiftung. Vorausgegangen waren
umfangreiche Vorbereitungsarbeiten unter der
Leitung des Vereinsvorsitzenden Rainer Pöppe.
Am 22. März 2013 erfolgte die Anerkennung
der „Stiftung Psychiatrische Hilfsgemeinschaft
Rheinland” durch die Bezirksregierung Düssel-
dorf. Der Verein übertrug sein Vermögen die-
ser Stiftung und löste sich mit Beschluss vom
25. August 2015 auf. Vorstandsvorsitzender
der Stiftung wurde Rainer Pöppe, Viersen, Ku-
ratoriumsvorsitzender Rainer Kukla, Wülfrath.
Die Satzung der Stiftung definierte als Stif-
tungszweck die Förderung von Aktivitäten in

Bereichen der Psychiatrie und Sozialpsychia-
trie.

Der Verein veräußerte seine Gesellschafter-
anteile am Psychiatrieverlag in Bonn und am
Berufstrainingszentrum (BTZ) in Köln und führte
die Erlöse dem Stiftungsvermögen zu.

Im März 2015 verstarb Dr. Rainer Pöppe.

Im Jahr 2016 initiierte die Stiftung ein For-
schungsprojekt in Kooperation mit dem Institut
für Geschichte, Theorie und Ethik der Universi-
tät Düsseldorf zur Aufarbeitung der Geschichte
der PHG. Das Ergebnis beschreibt die Historie
des „Rheinischen Hülfsvereins” für die gesamte
Rheinprovinz, gegründet im November 1900,
bis zum aktuellen Bestand der Stiftung im Jahr
2018.

2018 bestand das Kuratorium aus dem Vorsit-
zenden Rainer Kukla, Wülfrath, und den Mit-
gliedern Birgit Görres, Köln, Thomas Müller,
Krefeld, Dr. Christian Burgmann, Bonn und Dr.
Norbert Schalast, Nettetal. Vorstandsvorsit-
zender war Klaus Jansen, Köln, Vorstandsmit-
glieder waren Joachim Heinlein, Köln und Dr.
Stephan Rinckens, Mönchengladbach.

2019 verließ Rainer Kukla satzungsgemäß
aus Altersgründen das Kuratorium. Vorsitzende
des Kuratoriums wurde Elisabeth Hofmann,
Kempen.
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Zum Stiften kommen!

Kuratorium

Vorsitzende: Elisabeth Hofmann, Kempen
Mitglieder: Birgit Görres, Köln;
Thomas Müller, Krefeld;
Dr. Christian Burgmann, Bonn;
Dr. Norbert Schalast, Nettetal

Vorstand

Vorsitzender: Klaus Jansen, Köln
Mitglieder: Joachim Heinlein, Köln;
Dr. Stephan Rinckens, Mönchengladbach

Anträge an die Stiftung

Die Stiftung wird sich in der nächsten Zeit
schwerpunktmäßig der Unterstützung von
Selbsthilfegruppen psychisch erkrankter Mit-
bürgerinnen und Mitbürger und ihrer Angehö-
rigen widmen. Zu diesem Zweck können Anträ-
ge direkt an die Stiftung gerichtet werden.

Patientin und Patienten in der Küche der sozialpsychiatri-
schen Einrichtung Regenbogen e. V. in Duisburg, 12. Feb-
ruar 2020.
Fotografie: Bettina Engel-Albustin, Foto Agentur Ruhr, Moers

Köln, im Oktober 2021

Liebe Leserinnen und Leser,

vielen Dank für Ihr Interesse an unserer „Stif-
tung Psychiatrische Hilfsgemeinschaft Rhein-
land“! Die Geschichte der Stiftung und ihrer
Vorläufer-Organisationen reicht bis ins 19. Jahr-
hundert zurück und ist geprägt durch die Un-
terstützung von psychisch erkrankten Mitbür-
gerinnen und Mitbürgern. Diese Hilfe möchten
wir fortsetzen, und wir laden Sie ein, sich daran
zu beteiligen.

Adresse

Stiftung Psychiatrische
Hilfsgemeinschaft Rheinland
c/o Klaus Jansen
Schnellweider Straße 22
51067 Köln
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Spenden und Zustiftungen

Wir freuen uns über Ihre Unterstützung der Stif-
tung PHG durch eine Spende oder eine Zustif-
tung.

Spenden in das Vermögen einer Stiftung hei-
ßen Zustiftungen. Ihr Geld wird dem Stiftungs-
kapital zugeführt – und nur die Erträge aus dem
angelegten Stiftungsvermögen fließen in die ge-
förderten Projekte. Mit einer Zustiftung helfen
Sie uns dauerhaft, psychisch kranke Mitbürge-
rinnen und Mitbürger zu unterstützen.

Als Spender oder Zustifter erhalten Sie eine
Zuwendungsbescheinigung, um Ihre steuerli-
chen Vorteile geltend machen zu können.

Auch als Firma oder Kapitalgesellschaft ha-
ben Sie die Möglichkeit, Spenden steuerlich gel-
tend zu machen.

Die Zustiftung kann als Sonderausgabe gel-
tend gemacht werden: einmalig bis zu einer
Höhe von 1 Mio. Euro innerhalb eines 10-Jah-
res-Zeitraums. Bei Ihrem zuständigen Finanz-
amt können Sie einen Antrag auf Verteilung
innerhalb der 10 Jahre stellen.

Erbschaften

Die Stiftung Psychiatrische Hilfsgemeinschaft
ist als gemeinnützige Stiftung von der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer befreit. Das be-
deutet, dass das von Ihnen testamentarisch
uns übertragene Vermögen ohne Verluste dem
Stiftungsvermögen zugute kommt.

Unser Spendenkonto
Bank für Sozialwirtschaft
IBAN: DE36 3702 0500 0001 3796 00
BIC: BFSWDE33XXX

Vielen Dank für Ihre Unterstützung!

Kuratorium und Vorstand
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